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Lösung der Wirtschaftsprobleme 
durch internationale Kooperation 

Interview des Bundeskanzlers mit ., Figaro" 

BundE;lskanzler Helmut Sc h m i d t gab der franzö­
sischen Tageszeitung .,Figaro" für die Ausgabe vom 
3. Februar 1975 folgendes Interview: 

Frage: 

Herr Bundeskanzler, Sie werden am 3. und 4. Februar 
in Paris sein. Welche Regelungen erwarten Sie von 
diesem Besuch, die Ihre Telefon-Diplomatie noch 
nicht geregelt hat? 

Antwort : 

Der französische Staatspräsident und ich würden 
wahrscheinlich so ziemlich alles, was unsere beiden 
Staaten bilateral betrifft, auch telefoni.sch regeln kön­
nen; deswegen müßten wir uns nicht unbedingt per­
sönlich gegenübersitzen. Wir legen aber beide großen 
Wert darauf, daß nicht nur gute Kontakte zwischen 
zwei Personen bestehen, sondern zwischen vielen ver­
antwortlichen Regierungspersonen, z. B. bei den 
regelmäßigen Konsultationen. Es gibt überhaupt kein 
auch nur halbwegs dramatisches oder aktuelles Pro­
blem, wegen dessen wir uns treffen müßten. 

Frage: 

. Europa geht im Augenblick durch schwierige Krisen­
zeiten. Welche Eigenschaften erwarten Sie von euro­
päischen Staatsmännern, die diese Krise meistern 
sollen? 

Antwort: 

Gegenwärtig hat nicht nur Europa mit Krisen zu tun, 
sondern fast alle Staaten der Welt. Sie stammen letzt­
lich aus der gleichen Wurzel, nämlich aus der rezes­
siven Gesamtentwicklung der Weltwirtschaft, aus der 
Deroutierung des Weltwährungssystems, aus einem 
Überfluß an internationaler Liquidität, aus einer welt­
weiten Inflation - Fragen, die in diesem Ausmaß vor 
drei oder fünf Jahren nicht gegeben waren. 

Die gemeinsame Lösung der wirtschaftlichen Schwie­
rigkeiten der neun · EG-Staaten in diesem Jahr liegt 
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darin, durch komplementäre Wirtschaftspolitik dazu 
beitragen, daß die Staaten wieder auf einen etwas 
stärker parallelen ökonomischen Entwicklungskurs 
gebracht werden. Die Staatsmänner müssen den 
Willen und die Fähigkeit haben, sich mit diesen öko­
nomischen Fragen zu befassen, und sie müssen dies 
im Geiste internationaler Kooperation tun wollen. Sie 
müssen einen gewissen Mut zur Unpopularität haben. 

Frage: 

Wenn ich Sie richtig verstehe, dann haben also Sie 
und Giscard d'Estaing - Sie haben ja beide ein ein­
gehendes volkswirtschaftliches Wissen - besonders 
gute Aussichten, diese Krise in Europa zu lösen? 

Antwort: 

Ich möchte das nicht auf Präsident Giscard d'Estaing 
und mich beschränken. Ich darf darauf hinweisen, 
daß z. B. Harold Wilson oder Joop den Uyl in den 
Niederlanden spezifische Kenntnisse auf ökono­
mischem Felde haben. Vielleicht kann man sagen, daß 
Frankreich und die Bundesrepublik in den letzten Jah­
ren das Glück hatten, in ihrer Wirtschaftspolitik ein 
bißchen erfolgreicher gewesen zu sein als der eine 
oder andere Nachbarstaat 

Mir liegt auch daran, ganz klarzumachen, daß wir 
nicht daran denken, innerhalb der EG eine deutsch­
französische Fraktion oder Gruppe zu bilden. Davon 
kann überhaupt keine Rede sein. Ich möchte diesen 
Eindruck zerstören helfen . 

Frage: 

Das Jahr 1974 war für Europa nicht sehr günstig, die 
EG-Präsidentschaften erst der Bundesrepublik und 
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dann Frankreichs sind nicht sehr erfolgreich gewesen. 
Halten Sie es für möglich, daß Europa im Jahre 1975 
besser vorankommt? 

Antwort: 

Sowohl Optimismus wie Pessimismus halte ich in der 
Politik für unerwünschte Kategorien. Glauben und 
Hoffen ist noch nicht Wissen oder Gewiß-sein-können. 
Im Jahre 1975 ist das entscheidende Problem die 
Oberwindung der wirtschaftlichen Schwierigkeiten, 
von denen ich sprach, und die Gewinnung der Gewiß­
heit, daß Großbritannien der Gemeinschaft weiterhin 
angehören wird. Wenn diese beiden Fragen positiv 
beantwortet werden können, dann, glaube ich, hätten 
wir 1975 schon eine ganze Menge erreicht. 

Ich glaube nicht, daß institutionelle Integrations­
mechanismen, mechanisches Hinzufügen zum vorhan­
denen Gebäude der EG gegenwärtig das Dringlichste 
sind, obwohl ich mir auf diesem Felde durchaus Ver­
besserungen vorstellen kann. 

Frage: 

Sie haben Großbritannien erwähnt. Dort wird es im 
Juli ein Referendum über Europa geben. Was können 
die Partner Englands tun, um Wilson in dieser Lage zu 
helfen? 

Antwort: 

Wir haben ja - nicht zuletzt auf der Konferenz in 
Paris im Dezember 1974 - schon eine ganze Menge 
getan, um seine Situation zu erleichtern. Aus der . 
Sicht der Regierung Wilson ist das möglicherweise 
noch nicht voll befriedigend gewesen, aber ich denke, 
aus der Sicht des französischen oder deutschen 
Steuerzahlers sind wir schon sehr weit gegangen. 

Frage: 

Glauben Sie, daß die acht EG-Partner Englands hin­
sichtlich des britischen Beitrags zum gemeinsamen 
Budget der EG noch etwas weitergehen können und 
können Sie definieren, bis zu welcher Grenze zu 
gehen Sie bereit sind? 

Antwort: 

Nein, das kann ich nicht. Wenn wir das tun wollten, 
würde ich es heute nicht ankündigen. 

Frage: 

Europa steht vor dem Energieproblem, und dabei hat 
Großbritannien a.uf der letzten Sitzung eine merkwür­
dige Haltung eingenommen. Der britische Außen­
minister Callaghan hat sich benommen, als ob er 
gegen jede Teilnahme Großbritanniens an einer kom­
munautären Energiepolitik sei. 

Antwort: 

Einen so negativen Eindruck habe ich nicht gewon­
nen. Andererseits halte ich es für dringend notwendig, 
daß die Gemeinschaft · zu neunt zur Formulierung 
einer gemeinsamen Energfepolitik gelangt, die die 
neun Staaten jeder für sich und die die EG als Ganzes 
verfolgen muß. Anders kann Europa nicht zusammen-
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wachsen, und das ist schon deshalb notwendig, damit 
wir nicht bei der Konferenz der ölverbrauchenden und 
-exportierenden Staaten auseinanderfallen. 

Frage: 

Sind Sie für eine Indexierung des Erdölpreises? 

Antwort: 

Ich bin aus Erfahrung anderer gegenüber allen In­
dexierungen überaus skeptisch. 

Frage: 

Lassen Sie uns zum Nahen Osten übergehen. Bleiben 
Sie bei der Meinung, daß die PLO an einem Dialog 
zwischen arabischen und europäischen Ländern und 
der Gemeinschaft nicht teilnehmen soll? 

Antwort: 

Solange die PLO sich in zwei Punkten nicht eindeutig 
festgelegt hat, nämlich was das Recht des Staates 
Israel auf Existenz in gesicherten Grenzen angeht und 
was den Verzicht auf Terrorakte angeht, kann ich mir 
die Frage überhaupt nicht ernsthaft stellen. 

Das heißt nicht, daß wir in der Bundesrepublik nicht 
durchaus Verständnis für die Nöte und Notwendig­
keiten der Palästinenser hätten. Aber das sind zwei 
verschiedene Dinge. 

Frage: 

Sie sind gegen ein? Teilnahme? 

Antwort: 

Was ich gesagt habe, reicht. 

Frage: 

Die französische Position sieht ganz anders aus. Das 
ist noch ein Punkt, wo die Meinungen in Bonn und 
Paris verschieden sind. 

Antwort: 

Wir wissen voneinander, was wir denken. Wir brau­
chen darüber gar nicht viel zu reden. 

Frage: 

Herr Bundeskanzler, es gibt immer die Gefahr, daß 
die Bundesrepublik im Fall eines neuen Konflikts im 
Nahen Osten da hineingezogen wird. Glauben Sie 
nicht, daß es praktisch jeden Tag .immer schwieriger 
wird für die Bundesrepublik, für die Bundesregierung, 
das Gleichgewicht ihrer Politik im Nahen Osten zu 
halten? 

Antwort: 

Nein, das glaube ich nicht, daß das schwieriger wird. 
Ich sehe übrigens solche theoretischen Gefährdungs­
möglichkeiten keineswegs allein für die Bundesrepu­
blik Deutschland. Denken Sie einmal an den Zypern­
Konflikt und an die Rolle Englands in Zypern. Denken 
Sie an französische Flugzeuglieferungen in arabische 
Staaten. Es gibt vielerlei denkbare Möglichkeiten, daß 
europäische Staaten in Konflikte hineingezogen wer-
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den. Ich denke, wir sind alle daran interessiert, die 
Franzosen genauso wie die Engländer oder wie wir, 
zu vermeiden, daß wir zur Parteinahme gezwungen 
werden. 

Frage: 

Auf der anderen Seite war es bei dem letzten Konflikt 
so, daß die Amerikaner Waffen und Munition aus 
NATO-Lagern genommen haben und daß israelische 
Frachtschiffe in Bremen Waffen und Munition verladen 
haben. Würden Sie das noch einmal akzeptieren? 

Antwort: 

Die USA bedrängen uns nicht. Wir würden uns darauf 
auch nicht einlassen. Da ich mich nicht als Kanzler 
einer Weltmacht fühle, werde ich über Ihre Frage 
nicht öffentlich philosophieren. Das wäre Iebens: 
gefährlich. 

Frage: 

Ob Sie es wollen oder nicht, Herr Bundeskanzler, die 
Bundesrepublik wird mehr und mehr von ihren Part­
nern als Großmacht betrachtet. Man erwartet mehr 
und mehr von Ihrer Regierung Engagement und Ver­
antwortung überall in der Welt. Wie fühlen Sie sich in 
Ihrer Eigenschaft als Leader einer Großmacht? 

Antwort: 

Ich möchte diesen Ausdruck nicht benutzen und mich 
auf eine solche Fragestellung nicht einlassen. Wenn 
Sie sagen, daß die Bedeutung Deutschlands z. B. auf 
wirtschaftlichem Felde oder auf währungspolitischem 
Felde, auf handelspolitischem Felde und sogar auf 
dem Felde der Verteidigung gewachsen ist in den letz­
ten Jahren, so ist das nicht zu bestreiten. Es ist eine 
Tatsache, und gleichwohl übersehen wir deswegen 
nicht, daß wir in mancher Beziehung in unserer Außen­
politik etwas verletzbarer sind als Frankreich oder 
Eng land. 

Die Franzosen haben kein Problem gegenüber einem 
anderen französischen Staat, die Engländer haben 
kein DDR-Problem und deswegen nehme ich an, daß 
die deutsche Außenpolitik, auch wenn das Gewicht 
dieses Landes, wie Sie bemerkten, noch etwas zuneh­
men sollte, gleichwohl sehr vorsichtig bleiben wird. 

Frage: 

Herr Bundeskanzler, Sie sind einer der europäischen 
Staatsmänner, der Giscard d'Estaing am besten kennt. 
Ich möchte gerne, daß Sie mir ein Porträt von Giscard 
d'Estaing von Ihnen aus machen, wie Sie ihn kennen 
und kennengelernt haben. 

Antwort: 

Ich bin nicht sicher, daß ich Ihnen ein richtiges Por­
trät zeichne, aber was ich über ihn sagen kann, grün­
det sich auf nicht mehr als drei Jahre enger persön­
licher Zusammenarbeit. Wir hatten vor allem sehr viele 
persönliche Berührungen zur Zeit, als Giscard Finanz­
minister war und ich Finanzminister war. Er war ein 
sehr erfahrener Finanzminister, ich war ein Neuling 
auf diesem Feld, kein Neuling in der deutschen Politik, 
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aber auf diesem Feld ein Neuling. Und in jener Zeit 
habe ich an ihm außerordentlich schätzengelernt die 
Luzidität des Denkens, verbunden mit klarer Artikula­
tion, verbunden mit einer freundschaftlichen koopera­
tiven Grundhaltung. 

Wir hatten keineswegs immer dieselben Auffassungen, 
wie Probleme gelöst werden sollten. Aber wir haben 
es, ich glaube, das gilt auch für ihn, als sehr angenehm 
empfunden, wenn wir miteinander es mit schwierigen 
Fragen zu tun hatten, so rasch wie möglich auf den 
Punkt zu kommen, um den es geht und ihn zu lösen. 
Wir sind beide nicht geneigt, überflüssige Reden zu 
halten. Daraus hat sich in sehr kurzer Zeit ein sehr 
gutes persönliches Verhältnis entwickelt, das uns bei­
den natürlich nützlich war zu dem Zeitpunkt, wo wir 
nicht mehr Finanzminister war~n. sondern fast gleich­
zeitig andere Verantwortungen übernommen haben. 

Es ist nicht so, daß gute persönliche Beziehungen nur 
zum französischen Staatspräsidenten bestehen, aber 
sie sind besonders herzlich. Früher war das anders. 
Zur Zeit anderer Personen. Deswegen fällt unser herz­
liches Verhältnis besonders auf. Die Marxisten wollen 
uns erzählen, daß die Entwicklung der Politik sich 
bestimme aus materiellen Interessen, am liebsten aus 
Klasseninteressen - und daran ist auch viel Wahres, 
aber es ist keineswegs die ganze Wahrheit. Auch Per­
sonen spielen eine große Rolle. 

Ich kann Ihnen nur sagen, daß ich sehr dankbar bin 
für die sehr persönliche, sehr freundschaftliche Art der 
Zusammenarbeit zwischen Paris und Bonn, was ja 
nicht heißt, daß wir deswegen unsere verschiedenen 
Auffassungen zu bestimmten Problemen aufgeben 
könnten oder daß wir gar Interessen des eigenen Lan­
des kleiner schreiben könnten aus Freundschaft ge­
genüber einer Person in der anderen Hauptstadt. Das 
können wir beide nicht. 

Frage: 

Ich möchte nur noch eine Frage stellen. Neulich waren 
in Karlsruhe Unruhen in französischen Kasernen. Le­
gen Sie noch Wert auf die Anwesenheit einer Truppe, 
die anscheinend nicht weiß, welche Funktion sie in 
Deutschland haben soll? 

Antwort: 

Sie berühren hier, wenn auch nur vom entferntesten 
Rand her, eines der Problemfelder, auf denen die fran­
zösischen und die deutschen Auffassungen nicht über­
einstimmen: die Auffassungen über die gemeinsame 
Verteidigung. Deutschland ist und will Mitglied der 
gemeinsamen militärischen Organisation des Atlantik­
paktes bleiben. Frankreich ist nicht Mitglied und will 
auch nicht Mitglied werden. Wenn Frankreich Mitglied 
dieser Organisation wäre, würden sich vielleicht einige 
französische Soldaten immer noch fragen, welche 
Rolle sie auf deutschem Boden spielen, aber die Aus­
gangsstellung wäre eindeutiger, so wie sie etwa für 
die englischen oder die holländischen oder die ameri­
kanischen Soldaten eindeutiger ist, die auf unserem 
Boden als Bestandteil derselben militärischen Vertei-
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digungsorganisation, der unsere eigenen deutschen 
Soldaten auch angehören, eine Rolle zu spielen haben. 

Die französische öffentliche Meinung muß davon aus­
gehen, daß - trotz der verschiedenen Meinungen über 
den Wert der eigenen Zugehörigkeit zur NATO - wir 
eine Beteiligung Frankreichs an · der Verteidigung 
Europas für dringend wünschenswert halten. Ich sehe 
diesen Fall gegenwärtig überhaupt nicht am Horizont 
auftauchen, aber niemand kann ihn ausschließen. 

Unter diesem Aspekt wünschen wir schon, daß die 
französische Regierung keine Schritte unternimmt, wie 
etwa die Zurückziehung der Truppen aus Deutschland 
auf französischen Boden, die den Eindruck erwecken 
könnten, als ob Frankreich an der gemeinsamen Ver­
teidigung überhaupt nicht interessiert sei. 

Frage: 

Wie stehen Sie zur Assoziierungspolitik der EG? 

Antwort: 

Es ist ein schwieriges Bemühen, mit den 46 AKP­
Staaten zur Übereinstimmung zu gelangen. Daß wir 
diese Assoziierungspolitik gemeinsam als EG verfol­
gen, liegt in dem Römischen Vertragswerk beschlos­
sen. Ich will aber doch darauf hinweisen, daß man 
aufpassen muß, daß die Europäische Gemeinschaft in 
ihrer den ganzen Globus umspannenden Assoziie­
rungspolitik sich politisch nicht übernimmt. ln ihrer 
unmittelbaren Nachbarschaft gibt es eine Reihe von 
Ländern, die sich eigentlich geographisch, historisch 
und aktuell-wirtsctiaftlich der EG näher fühlen als an­
dere. 

Ich habe mit einer gewissen Genugtuung registriert, 
daß gelegentlich des Besuches von Herrn Chirac in 
Teheran sich , was etwa Persien angeht, diefranzösische 
Haltung etwas aufgelockert hat. Ich denke, daß "man, 
wenn die Verhandlungen mit den 46 AKP-Staaten zu 
Ende geführt sind, sich dann einmal Rechenschaft ab­
legen muß in der EG, wie es mit der As~oziierungs­
politik weitergehen soll. 

Deutsch-französische Gespräche 
über Energie- und Weltraumfragen 

Das Bundesministerium für Forschung und Technolo­
gie teilt mit: 

Im Rahmen der deutsch-französischen Konsultationen 
am 3. und 4. Februar 1975 in Paris wird Bundesfor­
schungsminister Hans Matthöfer auch mit seinem fran­
zösischen Kollegen, dem Industrie- und Forschungs­
minister Michel d'Ornano zusammentreffen. 

Im Vordergrund der Gespräche werden die Möglich­
keiten einer Zusammenarbeit auf den Gebieten der 
Kernenergie und der nichtnuklearen Energieforschung 
stehen. Ein weiteres Thema der Erörterungen werden 
Fragen der Weltraumforschung und -technik sein. Da­
bei geht es vor allem um den deutsch-französischen 
Fernmeldesatelliten Symphonie und Fragen im Zu­
sammenhang mit der Gründung der europäischen 
Weltraumagentur ESA. 
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Gespräch des Bundespräsidenten 
mit EG-Zeitschriftenverlegern 

Die Pressestelle des Bundespräsidenten teilt mit: 

Bundespräsident Walter Scheel empfing am 31. Ja­
nuar 1975 das Komitee der Zeitschriftenverleger der 
neun EG-Länder zu einem Gespräch. Der Bundesprä­
sident wies die Verleger, die zu einer zweitägigen 
Konferenz in Sonn zusammengetroffen sind, auf die 
große Verantwortung hin, die die Zeitschriften für die 
Belebung des europäischen Gedankens in dieser Zeit 
tragen. 

Deutsche Teilnahme an der Tagung 
der UN-Menschenrechtskommission 

Das Auswärtige Amt teilt mit : 

Die Benennung des Bundestagsabgeordneten und 
Parlamentarischen Geschäftsführers der SPD-Bundes­
tagsfraktion, des früheren Bundesministers der Justiz, 
Gerhard Jahn, als Vertreter der Bundesrepublik 
Deutschland in der VN-Menschenrechtskommission 
ist vom Wirtschafts- und Sozialrat der Vereinten Natio­
nen am 15. Januar 1975 offiziell bestätigt worden. 

Die Bundesrepublik Deutschland war von diesem Gre­
mium im Mai 1974 für die Dauer von drei Jahren ab 
1. Januar 1975 in die Menschenrechtskommission ge­
wählt worden. Bundesminister a. D. Jahn nimmt erst­
mals an der 31. Tagung der Kommission in Genf vom 
3. Februar bis zum 7. März 1975 teil. 

Auf der Tagesordnung stehen unter anderem die Prü­
fung von Menschenrechtsverletzungen, die Rolle der 
Jugend bei der Förderung und dem Schutz der Men­
schenrechte, eine Studie über das Recht auf Schutz 
vor willkürlicher Verhaftung und der internationale 
Menschenrechtsschutz für Einzelpersonen, die nicht 
Bürger ihres Aufenthaltslandes sind. Die westlichen 
Mitglieder der Kommission wollen sich besonders um 
Fortschritte bei der Formulierung einer Deklaration 
zur Beseitigung jeder Form von religiöser Unduldsam­
keit sowie in der Frage des Menschenrechtsschutzes 
im Lichte des wissenschaftlich-technologischen Fort­
schritts bemühen. Nicht zuletzt werden auch Möglich­
keiten für die Straffung und langfristige Verbesserung 
der Kommissionsarbeit erörtert werden. 

Besuch des Ministerpräsidenten 
von Neuseeland 

Das Presse- und Informationsamt der Bundesregierung 
teilt mit: 

Auf Einladung des Bundeskanzlers und Frau Schmidt 
werden der neuseeländische Ministerpräsident und 
Frau Rowling der Bundesrepublik Deutschland vom 
18. bis 20. Februar 1975 einen Besuch abstatten. 


